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so Angela Merkel. Ziel sei 
es gewesen, das bürgerliche 
Lager als Alternative zu Rot- 
Grün zu präsentieren, und 
eine gemeinsame, auf lange 
Sicht ausgerichtete Hand- 
lungsfähigkeit zu demons- 
trieren. Deshalb sei bei der 
Entscheidung die Geschlos- 
senheit von Union und FDP 
strategisch so wichtig gewe- 
sen. Für Horst Köhler habe in 
be-sonderer Weise gespro- 
chen, dass er „über reichhal- 

tige politische und interna- 
tionale Erfahrung" verfüge. 
Im Zeitalter der Globalisie- 
rung sei dies von „allergröß- 
tem Nutzen". Horst Köhler 
sei eine Persönlichkeit, die 
die deutschen Interessen in 
der Welt vertreten und zu- 
gleich den Menschen im 
Land die notwendigen Refor- 
men erklären könne. 

Auch der bayerische Mi- 
nisterpräsident und CSU- 
Vorsitzende Edmund Stoiber 
lobte die Qualitäten Köhlers. 

Horst Köhler sei jemand, 
„der Deutschland von innen 
kennt, aber auch von außen 
sieht." Der IWF-Chef sei in 
den letzten Jahren als „unbe- 
quemer  Mahner" aufgetre- 

ten, der als Bundespräsident 
die „Veränderungsnotwendig- 
keiten", vor denen Deutsch- 
land stehe, künftig mitgestal- 
ten werde. Köhler hat maß- 
geblich die deutsche Einheit 
durch die Wirtschafts- und 
Währungsunion mitgestaltet. 

Die Vorsitzende der CDU 
Deutschlands und der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion be- 
dauerte, dass der Union die 
Nominierung von Fraktions- 
vize Wolfgang Schäuble 
nicht gelungen sei. „Es ist 
unbestritten, dass die Le- 
bensleistung und die politi- 
sche Leistung von Wolfgang 
Schäuble einzigartig und be- 
deutend sind", so Merkel. 
Den Ausschlag habe letztlich 
jedoch die Entscheidung für 
die Nominierung eines ge- 
meinsamen Kandidaten mit 
der FDP gegeben. Der FDP- 
Vorsitzende Guido Wester- 
welle bescheinigte Horst 
Köhler, für eine liberale 
Agenda zu stehen. Deshalb 
würden sich die Freien 
Demokraten in der Bundes- 
versammlung darauf „freu- 

en, Professor Köhler zum 
nächsten Bundespräsiden- 

ten wählen zu dürfen". 
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Bundespräsidentenwahl 

DIE VORSITZENDE 

Berlin, 5. März 2004 

Uebe Freunde, 

wie Sie wissen haben die Präsidien von CDU, CSU und FDP am 3. März 2004 entschieden, 
den Generaldirektor des Internationalen Währungsfonds, Herrn Professor Horst Köhler, 
'ür das Amt des Bundespräsidenten vorzuschlagen. Damit verfügen nun die bürgerlichen 
Parteien über einen gemeinsamen Kandidaten, der hervorragend geeignet ist, das höchste 
Staatsamt in Deutschland auszufüllen. Gleichzeitig setzen wir mit dieser Entscheidung ein 
klares Signal für eine bürgerliche Alternative gegen Rot-Grün. 

Aufgrund der Mehrheitsverhältnisse in der Bundesversammlung, die den Bundespräsiden- 
ten wählt, war es stets unser strategisches Ziel, einen Kandidaten aus den Reihen der Uni- 
on zu nominieren, der auch auf die Zustimmung der FDP stößt. Denn nur gemeinsam mit 
der FDP verfügt die Union in der Bundesversammlung über die erforderliche Mehrheit. Bei 
der Entscheidungsfindung hat sich die CDU dabei an den vorab in unseren Gremien be- 
sprochenen und mit der FDP vereinbarten Zeitplan gehalten und wie angekündigt unmit- 
telbar nach der für die CDU erfolgreichen Bürgerschaftswahl in Hamburg eine Entschei- 
dung herbeigeführt. 

Der Vorsitzende der CSU, Dr. Edmund Stoiber, und ich haben uns in den Gesprächen mit 
dem Vorsitzenden der FDP zunächst sehr deutlich für Dr. Wolfgang Schäuble ausgespro- 
chen. Denn er verfügt ganz eindeutig über außerordentliche Qualifikationen und es ist 
unbestritten, dass die politische Leistung von Wolfgang Schäuble einzigartig und bedeu- 
tend ist. Leider ist dieser Vorschlag der Union aber nicht auf die Zustimmung der FDP 
gestoßen. 

Mit Horst Köhler haben wir uns dann in einer außerordentlichen Sitzung des Präsidiums 
auf einen ebenso geeigneten Kandidaten verständigt, der die volle Unterstützung von 
£DU, CSU und FDP hat. Als gemeinsamer Vorschlag der bürgerlichen politischen Kräfte 
Wird von seiner Wahl zum Bundespräsidenten am 23. Mai 2004 ein Signal des Aufbruchs 
Ur>d des politischen Wandels in Deutschland ausgehen. 

£DU Deutschlands 
*lln8elhöferstraße 8 
,0?85 Berlin 

Telefon 030 22070-0 
Telefax 03022070-111 

post@cdu.de 
www.cdu.de 



Bundespräsidentenwahl 

Horst Köhler, der seit langem Mitglied unserer Partei ist, wurde 1943 als Sohn eines Bau- 
ern geboren und wuchs in der Nähe von Leipzig und im schwäbischen Ludwigsburg auf. Er 
ist zur Zeit Geschäftsführender Direktor des Internationalen Währungsfonds in Washing- 
ton. Das ist eine der bedeutendsten Positionen, die weltweit bei internationalen Organisa- 
tionen zu besetzen sind. Zuvor war er unter anderem Staatssekretär im Bundesministeri- 
um der Finanzen und in dieser Funktion maßgeblich an der deutschen Einheit und an der 
Einführung der gemeinsamen Europäischen Währung beteiligt. 

Horst Köhler verfügt daher über herausragende nationale und internationale Erfahrungen. 
Als promovierter Volkswirt und Finanzexperte kennt er wie kaum ein anderer die Stärken, 
aber auch die Probleme Deutschlands, die unter der rot-grünen Bundesregierung immer 
größer geworden sind. Er ist ein Mensch, der durch die soziale Marktwirtschaft geprägt ist. 
Er ist mit den führenden Industrieländern der Welt vertraut, aber er hat auch ein Herz für 
die Entwicklungsländer. Er steht für eine soziale Gestaltung der Globalisierung, damit alle 
Menschen von diesem Prozess profitieren können. Immer wieder hat er darauf hingewie- 
sen, dass die Wirtschaft für die Menschen da sein muss und nicht umgekehrt. 

Horst Köhler wird, dessen bin ich sicher, einen wichtigen Beitrag dazu leisten, dass 
Deutschland die Herausforderungen der vor uns liegenden Zeit meistert. Er verkörpert die 
Veränderungsbereitschaft, die unser Land braucht, damit es auch in Zukunft seinen 
Wohlstand erhalten kann. Er wird das Ansehen Deutschlands bei unseren Partnern in Eu- 
ropa und der ganzen Welt stärken. 

Ich bitte Sie herzlich, unseren gemeinsamen Kandidaten nach Kräften zu unterstützen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihre 

Dr. Angela Merkel 
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Horst  Köhler: 

„Respektabel, präsentabel, präsidiabel!" 
So urteilt die Frankfurter 
Allgemeine Zeitung über 
den gemeinsamen Kandi- 
daten des bürgerlichen La- 
gers für die Bundespräsi- 
dentenwahl, Horst Köhler. 

Der Geschäftsführende 
Direktor des Internationa- 
len Währungsfonds (IWF), 
Horst Köhler, genießt Ver- 
trauen über die Parteigren- 
zen hinweg und gilt auch als 
hoch angesehene Persön- 

lichkeit. Die Vorsitzende 
der CDU, Angela Merkel, 
hob Köhlers „reichhaltige 
Politische und internationa- 
le Erfahrung" hervor. Er kön- 
ne sowohl die deutschen In- 

teressen im Ausland vertre- 
ten als auch den Menschen 
,rr> Land die nötigen Refor- 
men verständlich machen. 
Auch der CSU-Vorsitzende 
Edmund Stoiber bezeichne- 
te Köhler als „exzellenten 
Kandidaten für das Amt des 
Bundespräsidenten". 

Der anerkannte Finanz- 
Lehmann Köhler stammt 
aus einfachen Verhältnissen. 
Er wurde in Skierbieszow 
(polen) geboren. 1943 floh 
die aus Rumänien stammen- 
de Bauernfamilie Köhler 
2unächst in den Osten 
Deutschlands, zehn Jahre 
sPäter nach Westdeutsch- 
ar,d. Als sachorientiert und 

bescheiden 
wird der 61- 
jährige Köhler 
oft beschrie- 
ben. Obgleich 
der Volkswirt 
seit 1981 CDU- 
Mitglied ist 
und einer der 
engsten wirt- 
schaftspoliti- 
schen Berater 
von Altkanzler Helmut Kohl 
war, wird ihm ein hohes Maß 
an politischer Unabhängig- 
keit nachgesagt. Dabei führ- 
te ihn seine Karriere in Wirt- 
schaft und Politik stets steil 
nach oben. Köhler kam über 

die schleswig-holsteinische 
Staatskanzlei und den spä- 
teren Bundesfinanzminister 
Gerhard Stoltenberg (CDU) 
1982 nach Bonn. Zunächst 
leitete er Stoltenbergs Mini- 
sterbüro, danach verschie- 
dene Abteilungen im Bun- 
desfinanzministerium. 1990 
wurde er Staatssekretär un- 

ter dem damaligen CSU-Fi- 
nanzminister Theo Waigel 
und damit Nachfolger des 
zur Bundesbank gewechsel- 
ten Hans Tietmeyer. 

Köhler bewährte sich als 
deutscher Unterhändler in 
den Verhandlungen über die 
Europäische Wirtschafts- 
und  Währungsunion. Auch 

an der deutsch-deutschen 
Währungsunion war er maß- 
geblich beteiligt. Überdies 
wurde der promovierte Öko- 
nom der wichtigste Berater 
Kohls in allen Wirtschafts- 
und Finanzfragen und des- 

sen „Sherpa" bei den G7- 
Wirtschaftsgipfeln. Er ver- 
handelte mit Russland die 
Milliardenzahlungen für den 
Abzug der Roten Armee aus 
Deutschland. Auch die deut- 
sche Finanzhilfe für den er- 
sten Golfkrieg lief unter sei- 
ner Federführung. 

Nach dem Ausscheiden 

aus der Politik 1993 wechsel- 
te Köhler auf den Chefsessel 
des Deutschen Sparkassen 
und Giroverbands. 1998 wur- 
de Horst Köhler auf Betrei- 
ben des damaligen Bundesfi- 
nanzministers Theo Waigel 
Präsident der Europäischen 
Bank für Wiederaufbau, be- 
vor er 2000 zum IWF ging. 
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Wachen Sie auf, 
Herr Bundeskanzler! 

Obwohl die Bundesregie- 
rung sich mit Statistik- 
tricks ihre Arbeitslosenbi- 
lanz schönrechnet, ist die 
Zahl der Menschen im Feb- 
ruar ohne Arbeit wieder ge- 
stiegen. 

Das ist Folge einer sprung- 
haften, chaotischen Politik 
der Bundesregierung, die den 
Menschen Planungssicher- 
heit nimmt und dazu führt, 
dass Bürger und Unterneh- 
men ihr Geld zusammenhal- 
ten statt zu investieren. 

Die Menschen in Deutsch- 
land können in der unsoliden 
Politik der Bundesregierung 

weder ein System erkennen, 
noch zeigt sie ihnen Licht am 

Laurenz Meyer 

Ende des Tunnels - mit un- 
mittelbaren Folgen für das 
wirtschaftliche Handeln der 
Betroffenen. 

Die wahre Lage offenbart 
die Zahl der Beschäftigten: 
Monat für  Monat weniger 

Menschen in Deutschland in 
Arbeit - mit katastrophalen 
Folgen für Steuern und Sozi- 

alsysteme. 
Personalrochaden in der 

SPD-Spitze sind kein Zeichen 
von sinnvoller Wirtschafts- 
politik. Sie bringen keinen 
einzigen Arbeitslosen wieder 
in Beschäftigung. Statt durch 
Diskussionen über Erb- 
schaftssteuer und Ausbil- 
dungsplatzabgabe für noch 
mehr Verunsicherung zu sor- 
gen, muss die Bundesregie- 
rung jetzt endlich die drin- 
gend notwendigen Reformen 
bei Steuern, Sozialsystemen 
und Arbeitsmarkt entschlos- 

sen angehen. 

LAGE AUF DEM ARBEITSMARKT WEITER VERSCHLECHTERT 

Die Zahl der Arbeitslosen 
ist im Februar nur wegen 
statistischer Änderungen 
unter einer neuen Höchst- 
marke der rot-grünen Re- 

gierungszeit geblieben. 
Wie die Bundesagentur 

für Arbeit (BA) mitteilte, 
stieg die Arbeitslosenzahl 

um knapp 44.000 auf 4,64 
Mio. Wäre die Statistik vor 

Jahresbeginn nicht geändert 
worden, hätte die Arbeitslo- 
senzahl auch im Vergleich 

zum Vorjahresmonat zuge- 
nommen und den vor einem 
Jahr erreichten Höchststand 
übertroffen. Nach einer von 
der Bundesregierung in 
Kraft gesetzten statistischen 
Änderung werden Teilneh- 
mer an Eignungsfeststel- 
lungs- und Trainingsmaß- 
nahmen nicht mehr als ar- 
beitslos registriert, erklärte 
der BA-Vorsitzende, Frank 
Weise. Die bundesweite Ar- 
beitslosenquote   nahm  um 

0,1 Prozentpunkte auf 11,1 
Prozent zu. Auch unter Her- 
ausrechnung der jahreszeit- 

lichen Einflüsse stieg die Ar- 
beitslosenzahl unerwartet 

deutlich um 26.000 an. In 
Westdeutschland nahm die 
Zahl der Arbeitslosen im Fe- 
bruar um 18 200 auf 2,945 
Mio. zu. In Ostdeutschland 

stieg die Zahl um 25 400 auf 
1,696 Millionen. Die Er- 

werbstätigkeit nahm um 
151.000 weiter ab. 
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Parteigremien 

Weitere Bundesfachausschüsse 
zusammengetreten 

Nach der Konstituierung 
der ersten Bundesfachaus- 
schüsse im Februar haben 
Weitere Parteigremien ih- 
re Arbeit aufgenommen. 

„Das Zusammenwirken 
der Kräfte der inneren und 
äußeren Sicherheit steht 
ganz oben auf der Agenda 

hnedbert Pflüge 

des Bundesfachausschusses 
Sicherheitspolitik," erklärte 
Ffiedbert Pflüger. Zuvor war 
der außenpolitische Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion zum Vorsit- 
*enden des Bundesfachaus- 
schusses Sicherheitspolitik 
gewählt worden. Zu seinen 
Vertreten wählten die Aus- 
Schussmitglieder in der kons- 
umierenden Sitzung die 

undestagsabgeordneten 
Bernd Siebert und Thomas 
strobl. Angesichts der zu- 
nehmenden     Bedrohung 

Deutschlands durch Terror- 
anschläge und der Gefahr 
des terroristischen Einsatzes 

von Massenvernichtungs- 
waffen seien neue Sicher- 
heitskonzepte nötig, erklär- 
te Friedbert Pflüger. Polizei- 
liche und militärische Zu- 
ständigkeiten müssten im 
Notfall besser als derzeit ko- 
ordiniert werden können. 
„Dafür wird der Bundesfach- 
ausschuss ein Gesamtver- 

teidigungskonzept erarbei- 
ten," kündigte der außenpo- 
litische Sprecher der Bun- 
destagsfraktion an. Es gehe 
darum, aus der Europäischen 
Sicherheitsstrategie die an- 
gemessenen Konsequenzen 
für die deutsche Außen-, 
Sicherheits- und Verteidi- 
gungspolitik zu ziehen. Die 
klassische Trennung zwi- 
schen innerer und äußerer 
Sicherheit werde der aktuel- 
len Gefährdungslage nicht 

gerecht und müsse deshalb 
überwunden werden. 

Zeitgleich fand sich der 
Bundesfachausschuss Agrar- 
politik zu seiner ersten Sit- 
zung zusammen. Zum Vor- 
sitzenden wurde der Bundes- 
tagsabgeordnete Peter Ble- 
ser gewählt. Der selbststän- 
dige Landwirtschaftsmeister, 
der zugleich Tierschutzbeauf- 

Peter Bleser 

tragter der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion ist, beschäf- 

tigt sich schwerpunktmäßig 
mit internationalen und eu- 
ropäischen Agrarfragen. Zu 
seinen Vertretern wurden 
der niedersächsische Minis- 
ter für den ländlichen Raum, 
Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz, 
Hans-Heinrich Ehlen, und 
der sächsische Staatsminister 
für Umwelt und Landwirt- 
schaft, Steffen Flath, gewählt. 

Ziel der CDU sei es, eine 
klare Alternative zur geschei- 
terten Agrarpolitik von SPD 
und Grünen aufzuzeigen und 
eine Agrarpolitik anzubieten, 
die der deutschen Landwirt- 
schaft eine Zukunftsperspek- 
tive gibt und eine wettbe- 
werbsfähige Entwicklung er- 
mögliche, erklärte der Vor- 
sitzende. 
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Aus den Ländern 

Schleswig-Holstein 

CDU ist bereit zur Wende 
Die CDU Schleswig-Hol- 
stein hat auf ihrer Klausur- 
tagung in Ahrensburg den 
Countdown für den Land- 
tagswahlkampf 2005 ein- 
geläutet. 

In einer ausführlichen 

Analyse machte Peter Harry 
Carstensen deutlich, welche 
Schwerpunkte die CDU im 
Wahlkampf und nach einer 
Rückkehr auf die Regierungs- 
bank setzen werde. Der 
schleswig-holsteinische Lan- 
desvorsitzende kündigte an, 
auch so genannte Tabuberei- 
che überprüfen zu wollen. 
Schleswig Holstein stecke in 

einer bedrohlichen Krise. Ziel 
müsse sein, Schleswig-Hol- 
stein aus der Schuldenfalle 
zu befreien. Dazu werde die 
CDU für einen Konsolidie- 
rungszeitraum von zehn Jah- 
ren einschneidende Spar- 
maßnahmen erarbeiten, um 
die Nettokreditaufnahme auf 
Null zu drücken. Im Wesent- 
lichen solle dies durch eine 
Personalkostenreduzierung 
aufgrund einer vorherigen 
Aufgabenreduzierung und 
durch die Senkung der Sach- 
aufwendungen für Verwal- 
tungerfolgen. 

Die CDU wolle das Land 
von überflüssiger Bürokratie 
befreien und der Wirtschaft 
wieder  Luft für Wachstum 

verschaffen, sagte 
Carstensen. „Ich 
will ohne Wenn 
und Aber die 
Schaffung von 
Arbeitsplätzen 
fördern. Ansied- 

lungs- und Er- 
weiterungsvorha- 
ben von Unter- 
nehmen sollen 
grundsätzlich in 
einer landesweit 
geltenden Frist von acht 
Wochen genehmigt werden 
können und bei „Nichtbe- 
scheid" als genehmigt gel- 
ten. In diesem Zusammen- 

hang verwies er auf das 
im November beschlossene 
Konzept für einen umfassen- 
den Bürokratieabbau mit 
dem die CDU gute Vorarbeit 

geleistet hätte. 
Gemeinsam mit seinem 

Gast, dem niedersächsischen 
Ministerpräsidenten Christi- 
an Wulff, unterstrich Cars- 
tensen die Notwendigkeit, 
die Verkehrsinfrastrukturpo- 
litik neu zu gewichten. „Der 
Verteilungskampf um die 
Mittel für Verkehrsinfra- 
struktur wird noch härter. 
Der Norden muss zusam- 
menhalten, um seine Maß- 
nahmen in angemessener 
Zeit finanzieren zu können," 
erklärte Carstensen. Die bei- 

Peter Harry Carstensen und Christian Wulff 

den Mitglieder des Präsidi- 
ums der CDU Deutschlands 

vereinbarten eine enge Zu- 
sammenarbeit auch in Bezug 
auf die Europäische Union. 
Fördermaßnahmen, infra- 
strukturelle Großprojekte, 

internationale Umwelt- und 
Naturschutzprojekte und die 
Landwirtschafts- und Struk- 
turpolitik würden ein ge- 
meinsames Auftreten und 
Handeln des Nordens erfor- 
dern. Eine besondere Rolle 
werde auch eine Koopera- 
tion im Bildungs- und For- 
schungsbereich spielen. Ge- 
plant sind Schwerpunktbil' 
düngen an einzelnen nord- 
deutschen Standorten, an 
denen die knappen Ressour- 

cen gebündelt werden, um 
internationalem Anspruch 
und nationaler Wettbe- 

werbsfähigkeit sicher zu 

stellen. 
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Aus den Ländern 

Bürgerschaftswa hl-Analyse 

Rekordplus in allen Wählergruppen 
Hohe Kompetenz- und 
Sympathiewerte für Ole 
von Beust sorgten für 
überproportionale Stim- 
menzuwachse in allen 
Wählergruppen und waren 
die Grundlage für den tri- 
umphalen Sieg der CDU 
bei den Hamburger Bür- 
gerschaftswahlen. 

Mit dem politischen Aus 
von Ronald Schill endet in 
Hamburg eine mehr als 
zehnjährige Phase mit Erfol- 

gen einer Vielzahl von Pro- 
testparteien. Nach einer 
Wählerwanderungsanalyse 

von Infratest dimap wech- 
selten die Wähler der Schill- 
partei überwiegend in das 
Lager der Union. Die CDU 
verbuchte starke Gewinne 
vor allem dort, wo die ehe- 
malige Schill-Partei bei der 
Wahl 2001 ihre größten 
Erfolge feierte: Bei den über 
60-jährigen Männern kommt 
sie jetzt auf insgesamt 58 

Prozent (plus 28 Prozent- 
punkte) und bei den Arbei- 
tern erreicht sie 46 Prozent 
(plus 24 Prozentpunkte). 

Damit liegt sie hier weit vor 
der SPD, die bei den Arbei- 
tern nur 32 Prozent der 
Stimmen erhält (minus 7 
Prozentpunkte). Die SPD 
verfügt lediglich noch bei 
den Gewerkschaftsmitglie- 
dern über einen Vorsprung 
vor der CDU. Überdurch- 

schnittliche Verluste (minus 

Wählerwanderungskonto CDU 

SPD 

FDP 

GAL 

Offensive 

Andere 

NichtWähler 

2u-/Fortgezogene 

Erstwähler/ 
Verstorbene 

Quelle: Infratest dimap, Wahlberichterstattung 29.2.2004 
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Aus den Ländern 

11 Prozentpunkte) muss die 
SPD auch bei den unter 30- 
Jährigen hinnehmen, wo sie 
noch 27 Prozent erhält. Sie 
verliert zudem noch stark 
bei arbeitslosen Befragten 
(minus  13  Prozentpunkte). 

Rolle der Spitzen- 
kandidaten 

Eine besondere Rolle 
spielten die Spitzenkandi- 
daten von CDU und SPD. 
Ole von Beust lag in Sachen 
„Tatkraft" und „Glaubwür- 
digkeit", aber vor allem 
bei den Eigenschaften „Bür- 
gernähe", „Sympathie" und 

„Siegertyp" deutlich vor 
dem SPD-Kandidaten Mi- 
row. Diesem wurde lediglich 
etwas häufiger „größerer 
Sachverstand" attestiert, so 
eine Analyse der For- 
schungsgruppe Wahlen. Zu- 
dem meinten 53 Prozent 
der Befragten, dass Ole von 
Beust besser zu Hamburg 
passe, nur 16 Prozent sag- 
ten dies vom SPD-Spitzen- 
kandidaten. 

Nach einer Studie der 
Forschungsgruppe Wahlen 
bescheinigten knapp drei 
Viertel (73 Prozent) aller Be- 
fragten Ole von Beust , als 
Bürgermeister gute Arbeit 
geleistet zu haben, darunter 

auch mehr als die Hälfte der 
SPD-Anhänger. Im direkten 
Duell der SPD-Spitzenkandi- 
daten präferierten 55 Pro- 
zent der Hamburger Beust. 
Neben der Schwäche des 
SPD-Spitzenkandidaten 

konnte sich die SPD auch in 
der Opposition nicht ausrei- 
chend profilieren, was zur 
Abkopplung vom negativen 
Bundestrend unbedingt not- 
wendig gewesen wäre: So er- 
reichte die SPD in Hamburg 
auf einer Skala von +5 (sehr 
zufrieden) bis - 5 (sehr unzu- 
frieden) nach einer Bewer- 

tung von 1,3 (1997) und 0,6 
(2001) jetzt nur noch einen 
Wert von 0,1 und wurde so- 

Wer wählte wie? Nach Altersgruppen 

58% 

CDU 

42% 41% 
45% 

SPD 

27% 29% 
32% 

30% 

20% 20 %| 

Grüne 

ES 

14% 

1 WM 
3% 

G5E3 

unter 30Jahre 30-44Jahre 45-59Jahre 
Quelle: Infratest dimap, Wahlberichterstattung 29.2.2004 

Angaben in Klammern = Veränderungen gegenüber der Bürgerschaftswahl 2001 

ab 60 Jahre 
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Aus den Ländern 

Wer wählte wie? Nach soziodemografischen Daten 

CDU 

SPD 

Grüne 

53% 

Arbeiter Angestellte 
u. Beamte 

Selbst- 
ständige 

Arbeitslose 

Quelle: Infratest dimap, Wahlberichterstattung 29.2.2004 

Angaben in Klammern = Veränderungen gegenüber der Bürgerschaftswahl 2001 

Wt aus Sicht der Hamburger 
nur etwas besser als die Bun- 

des-SPD (-0,4) beurteilt. Die 
CDU wird dagegen in der 
Hansestadt mit 1,2 sichtbar 
Positiv eingestuft und erhält 

•W ihre Arbeit im Senat mit 
°-9 ebenfalls eine gute Be- 
Wertung. Das Negativurteil 
\"0>4) über den bisherigen 
Senat aus CDU, Partei Recht- 
staatlicher   Offensive   und 

DP geht dagegen klar zu La- 
sten der kleineren Koaliti- 

°nspartner, die auch deshalb 
v°n den Hamburgern abge- 

ählt wurden und in der Lan- 
desPolitik keine Rolle mehr 

spielen (FDP: - 1,2; Partei 
Rechtsstaatlicher Offensive 

- 2,7). Der Populist Schill ist 
gnadenlos gescheitert. Er 
wurde auf der Skala mit ei- 
nem bisher unerreicht nega- 
tiven Imagewert von minus 

3,5 abgeurteilt. 

Ko m pete n z we rte 
in den Politikfeldern 

Besonders deutlich auch 
das Bild bei den Kompe- 
tenzwerten. Nach einer 
Analyse von Infratest dimap 
setzen   die   Menschen   in 

Hamburger in den zentra- 
len Politikfeldern Arbeits- 
markt (CDU 47%/SPD 28 %) 
und Wirtschaft (CDU 55%/ 
SPD 28%) klar auf die CDU. 
Besonders deutlich ist der 
Kompetenzvorsprung Im 
Politikfeld „Kriminalität". 
Hier liegt die CDU nach ei- 
ner Analyse von Infratest di- 
map mit 30 Prozentpunkten 
deutlich vor der SPD. Auch 
im Bereich „Bildung" traut 
die Bevölkerung der CDU 
mehr zu als der SPD. Hier 
liegt sie 5 Prozentpunkte 
(CDU 37%/ SPD 32 %) vor 
der SPD. 
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Parteiarbeit & Mitgliederwerbung 

Service 

„Das Rad muss nicht immer neu 
erfunden werden!" 

Eine Aktionsidee hier, ein 
Servicevorschlag da, ein be- 
währter Tipp dort. Die CDU- 
Mitglieder und die CDU- 
Verbände verfügen zu- 
sammen über einen Ideen- 
und Erfahrungsschatz, der 
nur darauf wartet, gehoben 
zu werden. 

Den eindrucksvollen Be- 

weis trat Thomas Völkel, 
Mitglied des Vorstands des 
CDU-Stadtverbands Bens- 
heim, an. Um möglichst viele 
Ideen für die von der Bundes- 
geschäftsstelle vor etwa ei- 
nem Jahr initiierten Mitglie- 
derwerbung für seinen Stadt- 
verband zu finden, hat Tho- 
mas Völkel mehr als 1300 In- 
ternetangebote der CDU be- 
sucht und interessante und 
außergewöhnliche Aktionen 
der Orts-, Stadt-, Kreis-, und 
Gemeindeverbände zu den 
unterschiedlichsten Themen 
gesammelt, systematisiert 
und zu einer Materialsamm- 
lung zusammengestellt. Das 
Ergebnis ist beeindruckend: 
Neben einer Vielzahl außer- 
gewöhnlicher Vorschläge für 
Veranstaltungen sowie Son- 

deraktionen für Fest- und 
Feiertage finden sich Ideen 
für bürgernahe soziale Dienst- 
leistungen. Die Liste umfasst 

auch Gestaltungsmaßnah- 
men für eigene Internetsei- 
ten bis hin zu praktischen 
Tipps, z.B. zur Stärkung der 
Finanzkraft des Orts- bzw. 
Kreisverbandes. Abgerundet 
wird die Materialsammlung 
durch die Rubrik „Buntes". 
Hier findet man Ideen für 
humorvolle und unterhaltsa- 
me Partei- und Mitglieder- 
werbemaßnahmen. Eine wich- 
tige Rubrik: Denn Kompe- 
tenz und Ehrlichkeit sind 

zwar wichtige, aber oftmals 
nicht die ausschlaggebenden 
Faktoren, die die Bürger zur 
Stimmabgabe oder zum Par- 
teibeitritt bewegen. Eine 
mindestens genauso wichti- 
ge Rolle spielt der Sympathie- 
grad einer Partei oder eines 
Politikers. 

Uneigennützig hat Tho- 
mas Völkel seine Material- 
sammlung der CDU-Bundes- 
geschäftstelle zur Verfügung 
gestellt, damit auch andere 
Mitglieder oder Verbände 
von den Ideen Dritter profi- 
tieren. Das Online-Team hat 

die umfangreiche Sammlung 
zum Anlass genommen, eine 
Ideenbörse im Mitglieder- 
netz unter www.cdunet.de 
unter dem Navigationspunkt 

„Interaktiv" einzurichten. 
Auf dieser Plattform können 
ab sofort alle CDU-Mitglie- 
der ihre Idee zur Parteiarbeit 
und zu Mitgliederwerbung 
den Parteifreunden vorstel- 

len und sich selbst schnell 
und unbürokratisch infor- 
mieren. Bestimmt gibt es 
auch bei Ihnen noch Ideen 
für die Arbeit vor Ort, die Sie 
gerne anderen vorstellen 

möchten. Und andere Partei- 
freunde sind dankbar, wenn 
sie neue Anregungen be- 
kommen. Die Ideenbörse 

kann effektiv nur nach dem 
Prinzip „Geben und Neh- 
men" funktionieren. Das Rad 
muss nicht immer wieder 

neu erfunden werden. Des- 
halb die Bitte von Generalse- 

kretär Laurenz Meyer: „Neh- 
men Sie am Ideenhandel teil 
und schicken Sie Ihre Idee an 

ideenboerse@cdu.de." 
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Außen- und Europapolitik 

Armin  Laschet: 

Europa und die Vereinten Nationen 
Es war ein großer Tag für 
die internationalen Bezie- 
hungen: zum ersten Mal in 
der Geschichte des Euro- 
päischen Parlaments hielt 
ein UN-Generalsekretär ei- 
le Ansprache an die EU- 
Abgeordneten. 

Die Rede Kofi Annans zur 
Wachsenden Bedeutung des 
Verhältnisses der EU zu den 
Vereinten Nationen war 
Höhepunkt in der abschlie- 
ßenden Debatte zum ersten 
umfassenden politischen 
Bericht über die Beziehun- 
gen der Europäischen Union 
2u den Vereinten Nationen, 
der vor wenigen Wochen 
verabschiedet wurde. In sei- 
ner Rede forderte der CDU- 
Außenpolitiker Armin La- 
schet: „Nach vielen Jahren 
der Entwicklungszusammen- 
arbeit und der humanitären 
Hilfe ist es nun an der Zeit, 
auch die politische Präsenz 
der Europäischen Union bei 
den Vereinten Nationen 

glaubwürdiger zu gestal- 
ten." Der CDU-Europaabge- 
0rdnete und Berichterstat- 
ter des Europäischen Parla- 

ments für die EU/UN Bezie- 
hungen, der vor einem Jahr 
aie Diskussion über das ge- 
genseitige Verhältnis auf 
europäischer Ebene ange- 
regt hatte, sieht in dem Be- 

Armin Laschet, UN-Generalsekretär Kofi Annan und EU-Parlamentspräsident Pat Cox 

rieht eine große Chance, das 
Verhältnis der Europäischen 
Union zu den Vereinten Na- 
tionen politischer, kohären- 
ter und transparenter zu ge- 
stalten. 

Der Bericht des Parla- 
ments sei ein klares Be- 
kenntnis zum Multilateralis- 
mus: „Nur gemeinsam mit 
Hilfe multilateraler Instru- 
mente und der Legitimität 
der Vereinten Nationen 
sind die globalen Heraus- 
forderungen des 21. Jahr- 
hunderts zu bewältigen", 

betonte Laschet. Nun müs- 
se der Bericht mit Leben ge- 
füllt werden. Die Forderung 
nach Ausbau einer parla- 
mentarischen Dimension 
der EU/UN Beziehungen 
bekomme langsam ihre Kon- 
turen. Mit der Errichtung ei- 
ner Arbeitsgruppe „Verein- 
te Nationen" im Auswärti- 

gen Ausschuss des Europäi- 

schen Parlaments, die sich 
mit UN Themen befassen 
und die EU/UN Beziehun- 
gen begleiten wird, soll der 
Beitrag der Parlamentarier 
zu einem kontinuierlichen 
Dialog zwischen EU und UN 
geleistet werden. 

„Aber Europa braucht 
dringend eine Verfassung. 
Ohne Rechtspersönlichkeit 
und einen Außenminister 
wird die Europäische Union 
nicht in der Lage sein, 
außenpolitisch effizient zu 
agieren", plädierte Laschet. 
Die EU müsse einen ständi- 
gen Sitz im UN-Sicherheits- 
rat anstreben, um ihre 
Verantwortung für die Si- 
cherheit, Frieden, wirt- 
schaftlichen Fortschritt und 
eine gerechte Entwicklung 
auf der Welt zu überneh- 
men. 
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Aus dem Plenum und den Ausschüssen 

Grenzkontrollen 

Die Bundesregierung hat ei- 
nen Gesetzentwurf über den 
schrittweisen Abbau der 
Kontrollen an den gemeinsa- 
men Grenzen in der EU vor- 
gelegt (15/2546). Ziel sei es, 
die strafrechtliche Zusam- 
menarbeit in den Mitglied- 
staaten bei der Bekämpfung 
grenzüberschreitender Kri- 
minalität zu verbessern. Er- 
reicht werden soll, dass die 
Observation einer Person im 
Bundesgebiet fortgesetzt 
werden kann, wenn „kon- 
krete Anhaltspunkte" den 
Schluss zulassen, dass diese 
Person mit dem Täter in Ver- 
bindung steht oder in Ver- 
bindung treten wird. Die Än- 
derungen gehen auf einen 
EU-Ratsbeschluss zum 
Durchführungsübereinkom- 
men des Schengener Über- 
einkommenszurück. 

Lenk- und Ruhezeiten 

Die Bundesregierung strebt 
die Einführung eines digi- 
talen Kontrollgerätes zur 
besseren Überwachung der 
Lenk- und Ruhezeiten im 
Straßenverkehr an. Es soll 
mehr Effizienz bei den Kon- 
trollen, den Abbau von Miss- 
bräuchen des gegenwärti- 
gen Systems sowie eine Ver- 
besserung der Sicherheit im 

Straßenverkehr erreicht 
werden. Dazu hat die Regie- 
rung einen Gesetzentwurf 
(15/2538) vorgelegt. 

Kinderförderung 

Einen „erheblichen" Reform- 
bedarf im Bereich Erziehung, 

Bildung und Betreuung 
macht die CDU/CSU in einer 
Kleinen Anfrage an die Bun- 
desregierung (15/2513) aus. 
Die Fraktion beruft sich da- 
bei auf Ergebnisse interna- 
tionaler und länderverglei- 
chender Studien. In diesem 
Zusammenhang wollen die 
Abgeordneten erfahren, 
welche konkreten Schritte 
die Regierung unternehmen 
will, um für eine bessere För- 
derung von Kindern im Vor- 

schulalter wie auch in der 
Schulzeit selbst zu sorgen. 

Forschung 

Nach der Lage der Forschung 
in Deutschland erkundigt 
sich die CDU/CSU-Fraktion 
in einer Großen Anfrage 
(15/2528). Der Forschungs- 
und Wissenschaftsstandort 

Deutschland lebt aus der 
Sicht der Union von seiner 
Substanz. Die Abgeordneten 
wollen erfahren, welche for- 
schungspolitischen Ziele und 

Prioritäten die Bundesregie- 
rung   seit   November   1998 

verfolgt und welche konkre- 
ten Maßnahmen sie zu die- 
sem Zweck eingeleitet hat. 

Eliteuniversitäten 

Der von der Bundesregie- 
rung geplante Aufbau von 
Spitzenuniversitäten ist Ge- 
genstand einer Kleinen An- 
frage der CDU/CSU-Frakti- 
on (15/2514). Die Regie- 
rung solle erklären, worin 
sich eine geplante Eliteuni- 
versität von einer bereits 
heute bestehenden Hoch- 
schule unterscheidet und 
welche Faktoren eine Eli- 
teuniversität ausmachen. 

Konkret interessiert die Ab- 
geordneten dabei die Perso- 
nalausstattung der Wissen- 

schaftler in Forschung und 
Lehre, die Zahl und Qualifi- 
kation der Studierenden, 
die originäre Finanzausstat- 
tung und die Sachausstat- 

tung sowie ihre Stellung in 
der föderalen Wissen- 

schaftslandschaft. 

„Höchstpersönlicher 
Schutzbereich" 

Alle vier Bundestagsfraktio- 

nen haben einen gemeinsa- 

men Gesetzentwurf (15/ 
2466) vorgelegt, der zum 
Ziel hat, den höchstper- 

sönlichen Lebens- und Ge- 
heimbereich vor unbefugten 
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Bildaufnahmen ausreichend 
strafrechtlich zu schützen. 
Dazu wollen sie einen neuen 
Straftatbestand einführen, 
der Eingang in das Strafge- 
setzbuch finden soll. Dort 
soll es heißen, wer von einer 
änderen Person, die sich in 
einer Wohnung oder in ei- 
nem gegen Einblick beson- 

ders geschützten Raum be- 
findet, unbefugt Bildaufnah- 
men herstellt oder überträgt 
und dadurch den höchst- 
persönlichen Lebensbereich 
verletzt, werde mit Freiheits- 
strafe bis zu einem Jahr oder 
Wt Geldstrafe bestraft. 

Bundeswehr 

^'t einem Inkrafttreten des 
Gesetzes zur Durchsetzung 
aer Gleichstellung von Sol- 
ennen und Soldaten der 
Bundeswehr wird bis Ende 
2°04/ Anfang 2005 zu rech- 

en sein. Dies geht aus der 
Antwort  der   Bundesregie- 

rung (15/2455) auf eine 
Kleine Anfrage der FDP- 
Fraktion (15/2364) hervor. 
Absicht der Regierung sei 
es, eine Rechtsgrundlage zu 
schaffen, um Teilzeitbe- 
schäftigung in den Streit- 
kräften zu ermöglichen, 
heißt es. Gezielte Maßnah- 
men zur Anwerbung von 
Frauen würden nicht als 

notwendig erachtet, heißt 
es in der Antwort weiter. 

Gesamtkosten 
Olympische Spiele 

Die Kosten für die Leipziger 
und Rostocker Bewerbung 
um die Olympischen Spiele 
2012 liegen bis Ende 2005 
bei rund 350 Millionen Euro. 
Eine „seriöse" Bezifferung 
der gesamten Finanzie- 
rungskosten für die Ausrich- 
tung der Olympiade 2012 in 
dem Fall, dass Leipzig hierfür 
im Juli 2005 den Zuschlag er- 
halte, sei zum gegenwärti- 

gen Zeitpunkt hingegen 
nicht möglich. Dies erklärte 
ein Vertreter des Bundesin- 
nenministeriums am Mitt- 
wochabend im Sportaus- 
schuss. 

Aids-Bekämpfung 

Neue Aspekte nennt die 
CDU/CSU-Fraktion in einem 
Antrag, wonach „Entwick- 
lungspolitik die Bekämpfung 
von HIV/Aids verstärkt be- 
kämpfen muss" (15/2465). 

Die Fraktion bezieht sich da- 
bei auf Schätzungen von 
UN AIDS, nach der die künfti- 
gen Epizentren der weltwei- 
ten Epidemie in Indien und 
China sowie in Osteuropa 
und Zentralasien liegen. 

Existenzminimum 

Die Bundesregierung gibt 
das steuerfrei zu stellende 
gesetzliche Existenzmini- 
mum im Jahr 2005 für Al- 
leinstehende mit insgesamt 
7.356 Euro jährlich an. Dies 
geht aus einem Bericht der 
Regierung über die Höhe 
des Existenzminimums von 
Erwachsenen und Kindern 
für das Jahr 2005 (15/2462) 
hervor. Nach einem Be- 
schluss des Bundestages 
muss die Regierung alle 
zwei Jahre einen solchen 
Bericht vorlegen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Übereinstimmung 
mit Bischöfen 

Erklärung zum Abschluss 
der Frühjahrsvollversamm- 
lung der deutschen Bi- 
schofskonferenz: 

Die differenzierte Hal- 
tung der Deutschen Bi- 
schofskonferenz zu drängen- 
den gesellschaftspolitischen 

Fragen wird auch von der 
Union getragen. 

Die Übereinstimung in 
vielen Positionen der deut- 
schen Bischöfe mit denen 
der Union macht deutlich: 
Die CDU/CSU nimmt ihren 
Anspruch ernst, das christli- 
che Menschenbild zum Maß- 
stab ihrer Politik zu erklären. 
Gemeinsam mit dem Vorsit- 
zenden des Bischofskonfe- 

renz, Kardinal Karl Lehmann, 
bedauert die Union, dass es 
bisher nicht gelungen ist, die 
Bezugnahme auf die Grund- 
lagen der christlich-abend- 
ländischen Wertetradition 
und die Verantwortung vor 
Gott in die Präambel des Eu- 
ropäischen Verfassungsver- 

trags zu integrieren. 
Um zu einer vertieften 

europäischen Gemeinschaft 

zu kommen, die mehr als ei- 
ne Wirtschaftsgemeinschaft 

darstellt, ist es notwendig, 
die Identität des gemeinsa- 
men Erbes zu betonen. Das 
christliche Menschenbild als 

Richtschnur    auf   europäi- 

Hermann Kues 

scher Ebene zu nennen, 
heißt, sich vor dem All- 
machtswahn des Menschen 
zu schützen und Menschen- 
würde auch angesichts des 
wissenschaftlichen Fort- 
schritts, z.B. im Bereich des 
Klonens, der Stammzellen- 
forschung oder auch bei der 
„Sterbehilfe", zu bewahren. 

Auch die Aufforderung 

der Bischöfe an die Koaliti- 
onsregierung, endlich ein 
schlüssiges Konzept zur Frie- 
dens- und Sicherheitspolitik 
vorzulegen, um von daher 
die Wehrpflicht zu definie- 
ren, ist seit langem eine For- 
derung der Union. Die De- 
batte über den Zivildienst ist 
nur ein Scheingefecht. 

Begrüßt wird ebenso die 
differenzierte Haltung zur 
so genannten „Kopftuchde- 

batte". Auch die Union hät- 
te es angemessener gefun- 
den, wenn das Bundes- 
verfassungsgerichtsurteil 

nicht dazu geführt hätte, 
dass die Länder zu Geset- 

zesvorhaben verpflichtet 

worden wären. 
Eine Gleichsetzung von 

Ordenstracht und muslimi- 
schen Kopftuch lehnt die 
Union gemeinsam mit dem 
Vorsitzenden der Deutschen 
Bischofskonferenz, Kardinal 

Lehmann, vehement ab. 
Die Position der Union 

bei der Bewertung des 
„Kopftuchs" ist eindeutig. In 
Übereinstimmung mit den 
süddeutschen Bischöfen, 
Erzbischof Robert Zollitsch 

und Bischof Gebhard Fürst 
verstößt das Kopftuch der 
Lehrerin in seiner Vieldeu- 
tigkeit gegen das Neutra- 
litäts- und Mäßigungsgebot 
einer verbeamteten Lehrerin 

und hat somit keine Platz in 
der Schule. 

Hermann Kues ist Frak- 
tionsbeauftragter für Kir- 
chen und Religionsgemein- 

schaften. 

Elite-Uni Konzept 
von Frau Bulmahn 

hat ausgedient 

Erklärung zur Vorstellung 

der Länderinitiative für ein 
Netzwerk der Exzellenz 
auf der Kultusministerkon- 

ferenz: 
Ministerin Bulmahn steht 

mit ihrem Elitekonzept al- 
lein auf weiter Flur. Die Kul- 

tusministerkonferenz pra' 
sentiert mit dem „Exzellenz- 

7IO4 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Maria Böhmer 

Netzwerk" einen überzeu- 
genden Vorschlag, um die 
Stärken der deutschen Uni- 
versitäten zu stärken. Wir 
haben in Deutschland her- 
vorragende Forscher und 
exzellente Nachwuchswis- 
senschaftler. Mehr Wettbe- 
werb motiviert zu Spitzen- 
leistungen und führt zu ei- 
nem Ausbau der Wissen- 
Schaftselite. In der interna- 
tionalen Wissenschaftswelt 
muss Deutschland selbst- 
bewusst die Spitzenleistun- 
gen seiner Forscher präsen- 
tieren. Die Initiative der 
Bundesländer, ein Netzwerk 

der Exzellenz zu etablieren, 
'st nachdrücklich zu unter- 
stützen. 

Es besteht Übereinstim- 
mung zwischen den Vor- 
Schlägen der Länder und 
dem in der CDU/CSU-Bun- 
uestagsfraktion vorgeleg- 
en Konzept „Freiheit und 
Verantwortung. Für eine 
nachhaltige Bildungs- und 
F°rschungspolitik." 

• Nicht der Wettbewerb 
zwischen den Universitäten, 
sondern der Wettbewerb in- 
nerhalb der einzelnen Fach- 
gebiete wird gefördert. Wir 
müssen vorhandene Stärken 
stärken und diese deutsch- 
end- und auch europaweit 
miteinander verknüpfen. 

i Wir brauchen leistungs- 
starke wissenschaftliche 
Cluster, die in ihrem Gebiet 
jeweils Spitze sind. Damit 
erhalten die Universitäten 
die Möglichkeit, spezifische 
Profile zu bilden. Eine enge 
Kooperation der Universitä- 
ten mit unseren außeruni- 
versitären Forschungsein- 
richtungen bietet dabei 

große Chancen, diese Po- 
tenziale auch für den wis- 
senschaftlichen Nachwuchs 
auszuschöpfen. 
• Die Wissenschaft selbst 
ist gefordert, ihre Erfahrung 
bei der Forschungsförde- 
rung und der Ausbildung 
des „Exzellenz-Netzwerks" 
einzubringen. Deshalb sol- 
len die bereits bestehenden 
Gremien und Organisatio- 
nen der Wissenschaftsför- 
derung die Auswahl beim 
Elite-Netzwerk selbst über- 
nehmen. Wissenschaftli- 
cher Sachverstand steht da- 
bei im Mittelpunkt. Bei ei- 
ner von Ministerin Bulmahn 
beliebig zusammengestell- 
ten Jury dagegen wäre poli- 
tischer Beeinflussung Tür 
und Tor geöffnet. 

Das Konzept der Länder 
ist richtungsweisend und 
tragfähig. Deshalb muss es 
schnellstmöglich umgesetzt 

werden. 
Maria Böhmer ist stell- 

vertretende Fraktionsvor- 
sitzende. 

Ausbildungsplatz- 
situation verbessern 

statt Betriebe 
belasten 

Erklärung zur DIHK-Um- 

frage „Ausbildungsplatzsi- 
tuation 2004": 

2004 ist wieder mit einer 
Nachfrage von über 600 000 
Ausbildungsplätzen zu rech- 
nen. Tatsache ist, dass 2003 
im fünften Jahr in Folge das 
Ausbildungsplatzangebot 
gesunken ist und zum Stich- 
tag 30. September lediglich 

560 000 Ausbildungsverträ- 
ge abgeschlossen waren. 60 
000 davon werden bereits 
aus öffentlichen Mitteln fi- 
nanziert. Eine Trendumkehr 
ist unumgänglich. 

In dem zwar noch un- 
veröffentlichten, aber 
schon bekannt geworde- 
nen Berufsbildungsbericht 
der Bundesregierung wird 
konstatiert, dass eine Aus- 
weitung der öffentlich fi- 
nanzierten Ausbildung kei- 
ne Alternative ist. Doch ge- 
nau dahin steuert die SPD. 
Sie   droht   der  Wirtschaft 

7104 



Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Katharina Reiche 

mit einer Zwangsabgabe. 
Die Folgen der Ausbil- 
dungsplatzabgabe sind al- 
len klar: Weniger betrieb- 
liche Ausbildungsplätze! 
Schröder und Müntefering 
setzen nur noch auf Ideolo- 
gie und Populismus, um die 
Seelen der Linken zu be- 

friedigen. Sie schaden da- 
bei denjenigen, von denen 
sie Zukunftssicherung für 
unsere Jugend verlangen. 
Dass diese Strategie nicht 

aufgehen kann, liegt auf 
der Hand. 

Verantwortliche Politik 
muss bei den Ursachen an- 
setzen: Diese liegen im aus- 
bleibenden Wirtschafts- 
wachstum und strukturellen 

Umbrüchen auf der einen 
Seite und mangelnder Aus- 
bildungsreife bei vielen Ju- 
gendlichen auf der anderen 

Seite. 
Wir brauchen also als er- 

stes wieder eine vernünfti- 
ge Wirtschaftspolitik, der 

Arbeitsmarkt  muss  entrie- 

gelt werden, die Innovati- 
ons- und Wachstumsbrem- 
sen müssen weg. 

Zum zweiten müssen wir 
dafür sorgen, dass die Aus- 
bildungsmotivation der Be- 
triebe und der Jugendlichen 
steigt. Eine Novellierung 
des Berufsbildungsgeset- 
zes ist unumgänglich. Die 
CDU/CSU hat dazu bereits 
im Sommer letzen Jahres 
Eckpunkte vorgelegt. Wir 
wollen: 
• eine Differenzierung der 
Ausbildung für unterschied- 
liche Begabungspotentiale, 
das heißt die Einführung 
von ein-, zwei- und drei- 
jährigen Ausbildungsgän- 

gen, 
• eine konsequente Modu- 
larisierung von Aus- und 
Weiterbildung, um den Weg 
in das lebenslange Lernen 
der Wissensgesellschaft zu 
ebnen, 
• die Erhöhung der Durch- 
lässigkeit der unterschiedli- 
chen Bildungswege, 
• eine stärkere internatio- 
nale Ausrichtung und 
• eine schnellere Entwick- 
lung von Berufsbildern und 
Ausbildungsordnungen 
durch    Entbürokratisierung 
der Verfahren. 

Als drittes geht es um eine 
bessere Schulbildung. Die 

Länder sind mit der Ein- 
führung von Bildungsstan- 
dards auf einem richtigen 

Weg. 

Deutschland braucht ei- 
ne Politik im Interesse sei- 
ner jungen Menschen. Eine 

Trendumkehr ist unum- 
gänglich. Wir brauchen kei- 
ne Bürokratie- und Abga- 
benmonster. 

Katherina Reiche ist die 
bildungspolitische     Frakti- 
onssprecherin. 

Weniger Masterpläne 
- mehr Umsetzung 

Stellungnahme zur Vorla- 
ge des High-Tech-Master- 

planes der Bundesregie- 

rung: 
Deutschland braucht glo- 

bale Spitzenprodukte im 
High-Tech-Bereich. Nur wenn 

wir wieder Forschungs- und 
Innovationslokomotive wer- 
den, können wir die Zukunft 

gewinnen. 
Die täglich neuen An- 

kündigungen der Bundesre- 

gierung reichen nicht aus, 
um hierfür die Trendwende 

zu schaffen. Wir haben ge- 
nug Masterpläne. Was wir 
brauchen ist Umsetzung. 
Umsetzung und noch ein- 
mal Umsetzung der Reform- 

konzepte. 
Ich bedauere daher sehr, 

dass es Rot-Grün noch nicht 
einmal gelingt, sinnvolle Pro- 
gramme mit ausreichenden 

Finanzmitteln auszustatten- 

Es ist ein Zeichen des politi' 
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gmarWöhrl 

sehen Versagens, wenn ge- 
rade Forschungsprogramme 
vorzeitig geschlossen wer- 
den müssen, weil das Geld 
fehlt. 

Ich fordere den Bundes- 
^irtschaftsminister drin- 
gend auf, die mittelstands- 
feindlichen Debatten um 
die Ausbildungsplatzabga- 
be, die Erbschafts- und Ver- 
^ögensteuer sofort zu be- 
enden und die wirtschafts- 
politisch richtigen Schwer- 
punkte zu setzen. Die Plä- 
ne zur Ausbildungsplatzab- 
gabe sind keine High-Tech- 
Politik von morgen, sondern 

Sozialismus von gestern. 
üas ist wieder einmal Sieg 
des Herrn Müntefering über 
öen gesunden Menschen- 
Verstand.   Erst   wenn   der 
deologieschrott   wegge- 

räumt ist, wird der Blick für 
le nötigen Reformschritte 

frei. 

Dagmar G. Wöhrl ist die 
Wirtschaftspolitische Frak- 
t|Qnssprecherin 

Verkehrsinfrastruk- 
turfinanzierung 

auf tönernen Füßen 

Erklärung zum Bericht von 
Minister Stolpe zur Maut 
im Verkehrsausschuss: 

Sicherlich wäre eine volle 
Haftung für etwaige Einnah- 
meausfälle bei Misslingen 
der Maut ab 01.01.2005 bes- 
ser gewesen, doch das heute 
im Ausschuss dargestellte 
Ergebnis ist ein vertretbarer 
Kompromiss. 

Mit einer Vollhaftung 
hätte Toll Collect allerdings 
dokumentiert, dass man an 
die Lösung und Terminein- 
haltung selbst fest glaubt. 

Die von Minister Stolpe 
vorgestellte Lösung zur Ver- 
kehrsinfrastrukturfinanzie- 
rung ist kein seriöses Kon- 
zept: 
• Die Erwartung von 1,5 
Mrd. Euro aus dem Schieds- 
verfahren ist gleichzuset- 
zen mit einem ungedeckten 
Wechsel, denn bei diesem 
miserablen Vertrag zu La- 
sten des Bundes sind die 
Aussichten wenig Erfolg 
versprechend. Minister Stol- 
pe hätte besser sein Glück 
in der Spielbank versuchen 
sollen. 
• Die vorfristige Tilgung 
zinsloser Darlehen seitens 
der DB AG stellt eine Anlei- 
he auf die Zukunft dar, 
denn für künftige Haushai- 

Dirk Fischer Georg Brunnhuber 

te sind die Tilgungsraten 
bereits eingeplant und fal- 
len damit in den Folgejah- 
ren aus. 

Die CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion hat daher einen 
Antrag in den Bundestag 
eingebracht, mit dem die 
Bundesregierung aufgefor- 
dert wird, in einem Bericht 
das ganze Ausmaß der feh- 
lenden Mauteinnahmen und 
alle haushaltsrelevanten Aus- 
wirkungen des Mautausfalls 
darzustellen. 

Da der Bundesrechnungs- 
hof im Bundesministerium 
für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen zur Zeit die 
Maut-Misere prüft, wurde 
ferner die Bundesregierung 
in der heutigen Ausschuss- 
sitzung aufgefordert, nach 
Abschluss der Untersuchun- 
gen des Bundesrechnungs- 
hofes über diese Ergebnisse 
zu berichten. 

Dirk Fischer ist der ver- 
kehrspolitische Fraktions- 
sprecher und Georg Brunn- 
huber ist der zuständige Be- 
richterstatter. 
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Daumen weiter 
nach unten 

Erklärung den Arbeitslo- 
senzahlen für den Februar 
2004: 

Der Daumen zeigt weiter 
nach unten. Alle wichtigen 
Indikatoren am Arbeits- 
markt befinden sich auf Tal- 
fahrt. Mehr Arbeitslose und 
weniger Beschäftigte sind 
das bittere Ergebnis rot- 
grüner Inkompetenz am Ar- 
beitsmarkt. 

Selbst die Subventions- 
millionen aus dem Hartz- 
Konzept greifen nicht. Trotz 

gut 230 Mio. € Staatsknete 
ist bereits jetzt jede fünfte 
Personal-Service-Agentur 
pleite. Der Traum vom Hartz- 

Konzept ist ausgeträumt. 
Rot-Grün verrennt sich 

stattdessen im „Klein-Klein". 
Eine echte Perspektive zur 
Stärkung der Binnennach- 
frage, für mehr Beschäfti- 
gung und Wachstum ist nir- 
gends zu sehen. Seit 27 Mo- 
naten gehen die Beschäftig- 
tenzahlen zurück. Damit 
brechen die Grundlagen für 
die Sozialkassen ein, Betrie- 
be und Beschäftigte müssen 
die steigende Last auf weni- 
ger Schultern tragen 

Das trifft Familien, Eltern 
und Jugendliche. Weit über 
eine halbe Million unter 
25jährige sind offiziell ar- 
beitslos,   viele   stecken   in 

Karl-Josef Laumann 

Maßnahmen und finden kei- 
nen Ausbildungsplatz. So 
darf das nicht weitergehen. 

Ich fordere den Bundes- 
wirtschaftsminister auf, sei- 
ne Kraft nicht in die Mani- 
pulation von Statistiken zu 
vergeuden, sondern end- 
lich Vorschläge durchzuset- 
zen, die einen positiven 
Beitrag für unser Land lei- 

sten können 
Karl-Josef Laumann ist 

Vorsitzender der Arbeits- 
gruppe Wirtschaft und Ar- 

beit. 

Investitionszulage 

Ost wird verlängert 

Erklärung zur Verabschie- 
dung des Investitionszu- 
lagengesetzes 2005: 

Das Investitionszulagen- 

gesetz 1999 läuft Ende 2004 
aus. Danach wurde die An- 
schaffung und Herstellung 
abnutzbarer beweglicher 
Wirtschaftsgüter des Anla- 

gevermögens in den östli- 
chen Bundesländern mit ei- 
ner Investitionszulage von 
12,5% bzw. bei kleinen und 
mittleren Unternehmen mit 
25% unterstützt. Auf diese 
Investitionszulage besteht 
ein Rechtsanspruch, so dass 
die Unternehmen Planungs- 

sicherheit hatten. Nach Un- 
tersuchungen der Univer- 
sität Münster hat allein die 
Investitionszulage seit 2000 

Investitionen in Höhe von 13 
Mrd. Euro angestoßen und 
damit rund 170.000 Arbeits- 
plätze geschaffen oder gesi- 

chert. 
Ein ersatzloses Auslau- 

fen zum Jahresende war 
nach Meinung aller Bundes- 
länder und Bundestagsfrak- 
tionen nicht hinnehmbar, 

da die Wachstumsraten im 
Osten nach wie vor geringer 
als im Westen sind, nach 
wie vor Standortnachteile 

durch Erreichbarkeitsdefizi- 

te, eine schwächere Eigen- 
kapitalausstattung und eine 
um 30% geringere Arbeits- 

produktivität bestehen. Ins- 
besondere der seit 1998 
wieder stark zunehmenden 

Abwanderung junger Men- 
schen muss durch eine wei- 
tere direkte Investitionsför- 

derung begegnet werden. 
Der im Bundesrat ein- 

stimmig und im Deutschen 
Bundestag fraktionsüber- 
greifend verabschiedete 

Gesetzentwurf   sieht   jetz 
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ael Meister Manfred Kolbe 

eine Verlängerung der Inve- 
stitionszulage für 2 Jahre bis 
Ende 2006 vor. Der Förder- 
umfang bleibt identisch, al- 
lerdings fällt aufgrund von 
Vorgaben der EU die Förde- 
rung von Ersatzinvestitio- 
nen sowie für Investitionen 
des Handwerks und des 
innerstädtischen Handels 
Weg und es gilt ein neuer, 
eingeschränkter Begriff für 
kleine und mittlere Unter- 
nehmen. Dies führt in etwa 
2u einer Halbierung des 
bisherigen Fördervolumens 
von 1.174 Mio. Euro auf das 
neue Fördervolumen von 
601,3 Mio. Euro in den Jah- 

ren 2005 und 2006. 
Mit dem Gesetz werden 

'm Osten Deutschlands die 
bringend benötigten weite- 
ren Investitionen angesto- 
ßen, um der Abwanderung 
Junger Menschen zu begeg- 
nen. 

Michael Meister ist fi- 
nanzpolitischer Fraktions- 
sPrecher und Manfred Kol- 

e ist der zuständige Be- 
richterstatter. 

Frauengerechte 
Alterssicherung 

Die Bundestagsfraktion for- 
dert anlässlich des Welt- 
frauentages die Bundesre- 
gierung auf, die von ihr 
ständig geforderte Gleich- 
behandlung von Frauen und 
Männern in der Rente jetzt 
umzusetzen. 

Bislang gibt es keine Vor- 
schläge, wie sie das Gleich- 
behandlungsgebot aus Art. 3 
GG bei der staatlichen Förde- 
rung der privaten Altersvor- 
sorge berücksichtigen will. 

Frauen sind nach wie vor 
von einer eigenständigen 

Alterssicherung meilenweit 
entfernt. Während Männer 
2002 in den alten Bundes- 
ländern beispielsweise ei- 
ne Durchschnittsrente von 
1.157 € erreichten, lag der 
Durchschnittswert für Frau- 

en bei 593 €. 
Frauen werden nach wie 

vor dafür bestraft, weil sie 
Kinder erziehen. Sie sind oft- 

mals nicht durchgängig er- 
werbstätig, verdienen rund 

30% weniger als Männer und 
arbeiten häufiger in Teilzeit. 
Mit dem Rentennachhaltig- 
keitsgesetz verstärkt Rot- 
Grün diese Nachteile für 
Frauen. Erziehungsleistungen 
werden im vorliegenden Ge- 
setz in keinster Weise berück- 
sichtigt. Durch die von der 
Bundesregierung   beabsich- 

Maria Eichhorn 

tigte Absenkung des Brutto- 
rentenniveaus bei ohnehin 
geringen Bruttoeinkommen 
ist eine eigenständige Al- 
terssicherung für Frauen in 
Zukunft kaum zu realisieren. 

Außerdem führt die be- 
schlossene Streichung der An- 
rechnung von Ausbildungszei- 
ten für alle heute unter 60- 
jährigen zu einer Reduzierung 
der Frauenrenten. Im Durch- 
schnitt sinkt die monatliche 
Rente für Frauen um weitere 
12,02 €, und das bei einem be- 
reits niedrigen Rentenniveau. 
Die Bundesregierung sorgt 
durch diese Maßnahmen für 

eine weiter steigende Alters- 
armut von Frauen. 

Fehlanzeige für Frauen 
auch bei der staatlich geför- 
derten Riester-Rente. Frau- 
en müssen bis zu 15% mehr 
an Beiträgen zahlen, um spä- 
ter die gleiche Rente zu er- 
zielen wie Männer. 

Maria Eichhorn ist die 
frauenpolitische Fraktions- 
sprecherin. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Luftballon „CDU" 

Bestell-Nummer: 9304 
Preis je 500 Stück: 28,00 € 
inkl. MwSt.: 32,48 € 

Miniradio für unterwegs 
Mit Scanfunktion für automatische 

Sendesuche, Gürtelhalter und 
separaten Kopfhörern. 

Bestell-Nummer: 9829 
Preis je 1 Stück: 5,00 € 
inkl. MwSt.: 5,80 € 

Papierfähnchen 
„CDU und Deutschland" 

Bestell-Nummer: 9426 
Preis je 1.000 Stück: 53,00 € 
inkl. MwSt.: 61,48 € 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Lederfußball 

Bestell-Nummer: 9614 
Preis je 1 Stück: 13,20 € 

inkl. MwSt.: 15,31 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 

Bestell-Nummer: 9823 
Preis je 20 Stück: 106,00 € 
inkl. MwSt.: 122,96 € 

BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

postfach 1162,33759 Versmold 
(Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 

8 % 

Einkaufswagenchip 

Bestell-Nummer: 9070 
Preis je 100 Stück: 25,00 € 
inkl. MwSt.: 29,00 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rhein bach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

mcDu 
iM ::.:. 

Vernichtet durch Rot-Grün: 
630.000 Stellen in zwei Jahren! 

/   - 

/ARBEITSPLAN 

Aktionszeitung „Wachstum* 
Ausgabe 1/2004 

Bestell-Nummer: 1013 
Preis je 250 Stück: 18,50 € 
inkl. MwSt: 19,80 € 


